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Das aktuelle Seminar in der Reihe „Politikberatung Europapolitik“ fokussierte zwei Schwerpunkte der Region West-
Balkan unter dem Blickwinkel der Partnerschaft mit der EU. Diese Reihe wird seit einigen Jahren gemeinsam vom 
Renner-Institut, dem Institut für den Donauraum und Mitteleuropa (IDM), der Österreichischen Gesellschaft für 
Europapolitik (ÖGfE) und der Diplomatischen Akademie veranstaltet. 
Erster Schwerpunkt: In welcher Verfassung ist Bosnien-Herzegowina? 
Die Verfassung Bosnien-Herzegowinas, die im Rahmen des Daytoner Friedensvertrages 1995 entstand, wird derzeit 
überarbeitet: Ende November 2005 haben sich die Vertreter der drei  Volksgruppen über die Grundzüge einer neuen 
Verfassung verständigt. Bis März 2006 wollte man einen neuen Entwurf haben, der die Stellung der Zentralregierung, 
des bosnischen Parlaments und der Präsidentschaft stärken soll. Im Herbst 2005 haben auch die Verhandlungen über 
die Ausarbeitung eines Stabilitäts- und Kooperationsabkommen mit der EU begonnen. Sie sollen das Land dazu 
bewegen, die wichtigen wirtschaftlichen und politischen Reformen fortzuführen. Auch die Mission der UNO wird 
vielleicht schon 2007 zu Ende gehen, ebenso wie die Funktion des Hohen Repräsentanten in jene eines Europäischen 
Sonderbeauftragten übergeleitet werden soll. Wird das gelingen? Laut Resolution des UN-Sicherheitsrats ist die Lage in 
Bosnien-Herzegowina noch immer eine „Bedrohung des internationalen Friedens und der Sicherheit“.  
Zweiter Schwerpunkt: Kosovo oder die Quadratur des Kreises: Auf der Suche nach dem Kompromiss zwischen 
„Substantieller Autonomie“ und Unabhängigkeit 
Die serbische Regierung hat am 15. November 2005 dem serbischen Parlament eine Resolution unterbreitet, die eine 
mögliche Unabhängigkeit des Kosovo als Ergebnis der Verhandlungen über den künftigen Status der Enklave 
kategorisch ausschließt. Der Vorschlag wurde am 21. November 2005 im serbischen Parlament diskutiert. Es scheint, 
als halte in Belgrad niemand die Möglichkeit einer Unabhängigkeit des Kosovo für realistisch. Die Kosovo-Provinz steht 
seit Juni 1999 unter Verwaltung der UNO. Die UNO hat am 24. Oktober 2005 Verhandlungen über die Zukunft des 
Kosovo eröffnet. Nach dem Tod des Präsidenten Ibrahim Rugova am 21. Januar 2006 musste der Verhandlungsbeginn 
verschoben werden. Die Wahl Fatmir Sejdius zum neuen kosovarischen Präsidenten am 10. Februar 2006 hat den Weg 
für die Wiederaufnahme der Verhandlungen am 20. Februar frei gemacht. Die Verhandlungsspielräume sind eng: Eine 
Resolution des Parlaments, die Verhandlungsgrundlage der Kosovo-Delegation, legt fest, dass die Unabhängigkeit des 
Kosovo nicht verhandelt werden darf. 
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GREGOR KÖSSLER, Kabinettchef des Sonderkoordinators des Stabilitätspaktes für Südost-Europa 
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Repräsentant für Bosnien-Herzegowina, Obmann der Paul-Lazarsfeld-Gesellschaft in Wien 
ALBERT ROHAN, langjähriger Generalsekretär im Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten, Wien, stv. Leiter 
der Kosovo-Verhandlungen, Vizepräsident der ÖGfE  
ŽARKO KORAĆ, Abgeordneter zum serbischen Parlament, Professor für Psychologie, Belgrad 
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Für Frieden und Gerechtigkeit in den Ländern Südosteuropas: 
 

EUropäische Partnerschaft mit der Region Westbalkan  
am Beispiel von 

Bosnien-Herzegowina und Kosovo 
 
 

In welcher Verfassung ist Bosnien-Herzegowina? 
 

Die Verfassung Bosnien-Herzegowinas, die im Rahmen des Daytoner 
Friedensvertrages 1995 entstand, wird derzeit überarbeitet: Ende November 
2005 haben sich die Vertreter der drei Volksgruppen über die Grundzüge einer 
neuen Verfassung verständigt. Im Herbst 2005 haben auch die Verhandlungen 
über die Ausarbeitung eines Stabilitäts- und Kooperationsabkommen mit der 
EU begonnen. Sie sollen das Land dazu bewegen, die wichtigen 
wirtschaftlichen und politischen Reformen fortzuführen. Auch die Mission der 
UNO wird vielleicht schon 2007 zu Ende gehen, ebenso wie die Funktion des 
Hohen Repräsentanten in jene eines Europäischen Sonderbeauftragten 
übergeleitet werden soll. Wird das gelingen? Laut Resolution des UN-
Sicherheitsrats ist die Lage in Bosnien-Herzegowina noch immer eine 
„Bedrohung des internationalen Friedens und der Sicherheit“. 
 
Problem der „double transition“ 
Gregor Kössler, Kabinettschef des Sonderkoordinators des Stabilitätspaktes für 
Südosteuropa, betonte die große Herausforderung durch die „double transition“, 
die Bosnien-Herzegowina durchlaufen müsse. Auf der einen Seite sei die 
Transformation zu einem westlich orientierten Wirtschaftssystem zu bewältigen 
und auf der anderen Seite die Transformation vom Krieg zum Frieden. Dies sei 
ein besonderes Charakteristikum des Landes bzw. der Region Südosteuropa, 
so Kössler.  
Das Wirtschaftswachstum belaufe sich derzeit auf 5 Prozent, was sehr gut sei, 
jedoch gebe die hohe Arbeitslosigkeit von 47 Prozent Anlass zur Sorge. Die 
Marktöffnung sei sehr schlecht gewährleistet und die Ablehnung von 
Privatisierung (ehemals) staatlicher Unternehmen stoße auf eine mehrheitlich 
ablehnende Haltung. Trotz der Modernisierung des Bankensektors würden bis 
zu 40 Prozent der Bosnier auf die „Matratzengeldpolitik“ zurückgreifen und ihr 
Geld lieber zu Hause unter ihrer Matratze aufbewahren, wusste Kössler zu 
berichten. 
Problematisch sei außerdem das große Importdefizit, welches das Land zu 
verzeichnen habe, erzählte Kössler. Fast alle landwirtschaftlichen Produkte 
seien Importwaren aus Kroatien, Serbien oder Montenegro. Mit den 
Schutzzöllen würden die Preise der heimischen Waren über den Preisen der 
importierten Waren liegen. Das Land sei nicht in der Lage die 
Liberalisierungsschritte zu verdauen und den sozialen Dialog zu bewältigen. 
Dazu fehlten die Mechanismen, obgleich das Freihandelsabkommen 
abgeschlossen sei, resümierte Kössler. 
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Gelungene Verfassungsreform ist nicht alles 
Einen klaren Konsens ortet Kössler in der Frage der europäischen Integration 
des Landes, denn Bosnien-Herzegowina wolle ganz nach Europa. Doch sei 
dieser ausgeprägte Wunsch und Wille nicht stark genug, die vorhandene 
Fragmentierung im Land zu überbrücken. Dieses Spannungsfeld sei ein 
weiteres Charakteristikum für Bosnien-Herzegowina. 
Zu den Verhandlungen über das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen 
(SAA-Abkommen) merkte Kössler an, dass die Bemühungen Bosnien-
Herzegowinas ernsthaft und glaubwürdig seien. Das Verhandlungsteam sei 
sehr gut und nach Brüssel habe man einen neuen Botschafter entsandt. 
Bosnien-Herzegowina setze auf seinem Weg in die EU auf international 
anerkannte Spitzenleute. Bezüglich der Nennung eines Datums für den EU-
Beitritt lege Bosnien-Herzegowina anders als sonst in Südosteuropa 
Gelassenheit an den Tag.  
Eine gelungene Verfassungsreform sei nicht alles, gab Kössler abschließend zu 
bedenken. Wichtig sei vor allem auch, dass die EU mit einer realistischen, aber 
auch offenen Haltung und einem klaren Programm die europäische Perspektive 
für Bosnien-Herzegowina offen halte. 
 
Auseinanderklaffen von Realität und Reformansätzen 
Vedran Džihić, Leiter des Wiener Büros des „Centre for European Integration 
Strategies“, sprach von einer „Autopsie an einem toten Körper oder der 
Behandlung von Grippesymptomen“. Die Verfassung stehe als Metapher für 
den gesamtbosnischen Zustand.  
Man versuche insbesondere für die Menschen bessere Lebensbedingungen zu 
schaffen. Die derzeitige Situation des Landes stufte Džihić als „schwierig bis 
dramatisch“ ein. Bosnien-Herzegowina habe fast elf Jahre verloren. „Die 
Menschen verlieren Zeit ihres Lebens, es vergehen Generationen und man 
wartet mehr oder weniger geduldig“, so Džihić.  
Es gebe keinen Konsens bezüglich der Staatlichkeit, der Form des politischen 
Systems und keine konstante Strategie der internationalen 
Staatengemeinschaft. Die Staatsstruktur des Landes sei alles in allem zu 
kompliziert. Es sei kein substantieller Konsens darüber vorhanden, wie der 
bosnische Staat aussehen solle. Im Leadership herrsche eine akute Agonie vor 
- es gebe praktisch keinen, die Eliten seien selbstherrlich, kritisierte Džihić.  
„Das Tal des Jammerns“ bremse jegliche konstruktive Kritik. Man hänge einer 
verloren gegangenen Illusion nach. In der Politik gebe es aber gemäß Džihić 
keine einfachen Lösungen, und über das Jammern seien schon gar keine 
Lösungen zu erzielen. „Die Realität und die Reformansätze klaffen sehr oft 
auseinander“, urteilte Džihić.  
Džihić stellte folgende Fragen in den Raum: 1. Wäre ein Staat der den Dayton-
Vertrag total verwirft realistisch? 2. Bleibt alles wie gehabt? 3. Findet sich alles 
mit der Zeit auf dem Weg in die EU? 
Die Verfassung brauche unbedingt einen Stufenplan, es sei außerdem eine 
breitere Basis für Themen wichtig. „ Nicht einmal die beste Verfassung würde 
ein Land voranbringen, wenn die Gesellschaft krank ist“, fasste Džihić 
zusammen. 
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Die EU sollte eine deutliche Sprache sprechen 
Vladimir Gligorov, Balkanexperte vom Wiener Institut für Internationale 
Wirtschaftsvergleiche, stellte fest, dass die Tatsache der konstitutionellen 
Schwäche fundamental, aber nicht neu sei. Der Dayton-Vertrag sei ein 
Provisorium. Die Transformation und Entwicklung der Wirtschaft schreite rasch 
voran. Der Dayton-Vertrag sei ein Hindernis für diesen Prozess. Man müsse 
den Menschen mehr anbieten, als sie derzeit hätten: eine Verbesserung ihrer 
Lebenssituation.  
Bosnien-Herzegowina, Kosovo und Mazedonien seien zur Zeit wirtschaftlich 
von der Region abhängig, analysierte Gligorov. Dies ziehe zwei 
Notwendigkeiten nach sich: 1. signifikante Investitionen in die Infrastruktur und 
2. eine breite Diskussion über Freihandelsabkommen. Freihandel sei besser als 
jegliche Form des Protektionismus.  
Im Zusammenhang mit der hohen Arbeitslosigkeit merkte Gligorov an, dass 
diese weniger die Menschen mit Ausbildung betreffe, sondern vor allem jene, 
die auf keine Ausbildung zurückgreifen könnten und Langzeitarbeitslose. 
Die EU hätte schon früher Verhandlungen beginnen sollen. In der Region 
herrsche eine große Unsicherheit gegenüber der EU vor, da das Bekenntnis zur 
Region seitens der Union nicht klar sei. Die EU sollte gegenüber der Region 
Südosteuropa eine deutliche Sprache sprechen und ein klares Angebot 
machen. 
 

Kosovo oder die Quadratur des Kreises: Auf der Suche nach dem 
Kompromiss zwischen Substantieller Autonomie und Unabhängigkeit 

 
Die serbische Regierung hat am 15. November 2005 dem serbischen 
Parlament eine Resolution unterbreitet, die eine mögliche Unabhängigkeit des 
Kosovo als Ergebnis der Verhandlungen über den künftigen Status der Enklave 
kategorisch ausschließt. Der Vorschlag wurde am 21. November im serbischen 
Parlament diskutiert. Es scheint, als halte in Belgrad niemand die Möglichkeit 
einer Unabhängigkeit des Kosovo für realistisch. Die Kosovo-Provinz steht seit 
Juni 1999 unter Verwaltung der UNO. Die UNO hat am 24. Oktober 2005 
Verhandlungen über die Zukunft des Kosovo eröffnet. Nach dem Tod des 
Präsidenten Ibrahim Rugova am 21. Januar 2006 musste der 
Verhandlungsbeginn verschoben werden. Die Wahl Fatmir Sejdius zum neuen 
kosovarischen Präsidenten am 10. Februar hat den Weg für die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen am 20. Februar frei gemacht. Die 
Verhandlungsspielräume sind eng: Eine Resolution des Parlaments, die 
Verhandlungsgrundlage der Kosovo-Delegation, legt fest, dass die 
Unabhängigkeit des Kosovo nicht verhandelt werden darf. 
 
Diktierte Lösung zu befürchten 
Žarko Korać, Abgeordneter zum serbischen Parlament, Professor für 
Psychologie, Belgrad, unterstrich zu Beginn seiner Ausführungen die Position 
des serbischen Parlaments, die besagt, dass die Unabhängigkeit des Kosovo 
inakzeptabel sei. Die Kosovo-Albaner wollten nicht unter serbischer 
Rechtsgebung leben, aber die Unabhängigkeit des Kosovo sei ein 
nationalistischer Traum, so Korać.  
Die serbischen Politiker sollten seiner Meinung nach den Dialog mit den 
Albanern suchen. Dieser fehle zwischen Belgrad und Prština, es gebe ihn 
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weder auf politischer noch auf anderer Ebene. Es sei zu befürchten, dass eine 
Lösung diktiert werde. Gerade deshalb seien die Wiener Gespräche sehr 
interessant, da Serben und Albaner an einem Tisch sitzen und miteinander 
reden würden. Das Verhältnis der beiden Völker sei noch nie so schlecht 
gewesen. Es sei ein Mythos, dass es immer Krieg gegeben hätte. Es habe auch 
sehr gute, konfliktfreie Phasen in der gemeinsamen Geschichte gegeben, 
erklärte Korać. 
 
Akzeptable Lösung für die Menschen im Kosovo wichtig 
Albert Rohan, langjähriger Generalsekretär im Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten, Wien, stv. Leiter der Kosovo-Verhandlungen, 
Vizepräsident der ÖGfE, wurde 2005 gemeinsam mit Martti Ahtisaari nominiert, 
die Gespräche über das Kosovo zu führen. Der Ausgang der Gespräche sei 
offen, so Rohan, er könne über das Ergebnis leider noch nichts sagen. Die 
Ausgangssituation sei aber sehr schwierig, denn die Kosovo-Albaner würden 
für die Unabhängigkeit eintreten und die Kosovo-Serben würden die Kosovo-
Verfassung boykottieren, erörterte Rohan die Problematik. Das Ziel bestünde 
nun darin, eine Lösung zu finden, die für die Menschen im Kosovo akzeptabel 
sei. Verhandelt werde über Dezentralisierung, Schutz religiöser Stätten und 
Bauten, Minderheitenrechte und Wirtschaft. 
Das Thema der Dezentralisierung biete keine Möglichkeit für Kompromisse. 
Keine Seite würde sich auch nur in die eine oder andere Richtung bewegen. 
Die Positionen seien verhärtet und eine gewisse Paranoia vorhanden.  
Bei der Thematik über den Schutz religiöser Stätten und Bauten gehe es nicht 
nur darum, Klöster oder Bauwerke zu schützen, sondern auch freien Zugang für 
Pilger sicher zu stellen. Ein Treffen mit Repräsentanten der Kirche am 23. Mai 
werde hoffentlich nicht für politische oder andere Zwecke missbraucht, verlieh 
Rohan seiner Hoffnung Ausdruck.  
In der Diskussion über den Schutz der Minderheiten stehe vor allem das Thema 
Sprache und Ausbildung in der jeweiligen Muttersprache zur Debatte. 
Das Thema Wirtschaft sei insbesondere auch ein regionaler 
Stabilisierungsfaktor, daher sei eine frühe und klare Lösung besonders wichtig. 
Es sollte daher nicht zu viele Übergangslösungen geben.  
Das Hauptziel der Gespräche sei aber vor allem auch eines, das Überleben der 
serbischen Gemeinschaft sicher zu stellen bzw. die Voraussetzung hierfür zu 
schaffen. 
 

--- o --- 


